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Abschaffung
Pauschalsteuer

Ecopop-
Initiative

Gold-
Initiative

Saane 11 243 18 780 6406 23 820 5150 24 284
Sense 5930 8579 4156 10 376 3367 11 016
Greyerz 4597 9643 4009 10 307 3450 10 440
See 4113 6923 2860 8204 2266 8696
Glane 1832 4258 1717 4394 1363 4539
Broye 2792 5840 2485 6181 2051 6437
Vivisbach 1422 3143 1145 3477 917 3529
Auslandfreiburger 861 1016 515 1365 505 1350
Total 32 790 58 182 23 293 68 124 19 069 70 291
Kanton in % 36.0 64.0 25.5 74.5 21.4 78.6

Ja NeinJa Nein

Barberêche 52 110 29 131 24 133
Bas-Vully 278 393 156 513 132 537
Courgevaux 159 232 108 284 82 307
Courlevon 39 99 42 97 32 103
Courtepin 276 384 194 466 154 491
Cressier 124 175 79 225 54 246
Fräschels 93 122 55 158 45 169
Galmiz 87 122 63 143 58 149
Gempenach 42 77 41 79 37 83
Greng 22 66 21 67 21 67
Gurmels 509 802 396 920 305 999
Haut-Vully 150 437 145 447 87 499
Jeuss 64 136 43 157 35 163
Kerzers 567 851 344 1073 293 1125
Kleinbösingen 87 125 73 139 54 155
Lurtigen 35 64 32 66 19 77
Merlach 67 204 58 215 42 231
Misery-Courtion 127 283 111 301 89 319
Muntelier 146 248 54 339 50 343
Murten 791 1302 492 1612 390 1682
Ried 134 263 105 295 90 308
Salvenach 85 156 87 153 59 177
Ulmiz 56 93 45 105 50 99
Villarepos 77 99 55 123 44 131
Wallenried 46 80 32 96 20 103
Total 4113 6923 2860 8204 2266 8696

Avry 213 406 114 510 99 513
Belfaux 306 494 176 630 150 642
Corminbœuf 276 584 142 726 124 719
Freiburg 4340 5762 1977 8246 1793 8143
Givisiez 258 485 174 538 129 590
Granges-Paccot 224 493 162 560 131 576
Marly 911 1561 527 1965 401 2048
Matran 125 375 88 416 78 415
Villars-sur-Glâne 1170 2184 588 2794 473 2826
Total 7823 12 344 3948 16 385 3378 16 472

Alterswil 302 395 234 462 176 515
Bösingen 471 766 287 950 207 1022
Brünisried 102 126 91 137 78 151
Düdingen 1088 1593 686 2008 548 2101
Giffers 203 292 189 306 143 339
Heitenried 186 313 127 375 120 378
Oberschrot 137 213 118 231 95 249
Plaffeien 241 372 254 358 217 395
Plasselb 131 192 130 196 110 206
Rechthalten 147 237 112 271 96 285
Schmitten 587 813 341 1062 261 1131
St. Antoni 265 420 210 477 162 519
St. Silvester 114 182 119 176 106 189
St. Ursen 196 234 114 318 90 341
Tafers 479 676 284 880 238 904
Tentlingen 162 269 138 295 97 330
Überstorf 344 491 235 584 215 611
Wünnewil-Flamatt 703 904 421 1194 345 1251
Zumholz 72 91 66 96 63 99
Total 5930 8579 4156 10 376 3367 11 016
Jaun 65 195 73 186 96 162

Nein Ja

Abschaffung
Pauschalsteuer

Ecopop-
Initiative

Gold-
Initiative

Ja NeinJa Nein Nein Ja

Abschaffung
Pauschalsteuer

Ecopop-
Initiative

Gold-
Initiative

Ja NeinJa Nein Nein Ja

Abschaffung
Pauschalsteuer

Ecopop-
Initiative

Gold-
Initiative

Ja NeinJa Nein Nein Ja

Abstimmungen
Wahlbezirke

Abstimmungen
Sensebezirk

Abstimmungen
Seebezirk
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Greyerzer stimmen neuem
OS-Schulhaus klar zu
Der Greyerzbezirk stimmt
mit 77,5 Prozent dem
Kredit für ein neues
OS-Schulhaus in Riaz zu.

RIAZ 81 Millionen Franken
dürfte der Bau eines neuen
Schulhauses für die Orientie-
rungsstufe in Riaz kosten,min-
destens 13 Millionen Franken
davon sind vom Kanton zu er-
warten. Diese beträchtlichen
Ausgaben haben die Stimm-
bürger des Greyerzbezirks
nicht davon abgeschreckt, mit

77,48 Prozent Ja zum Investi-
tionskredit zu sagen. Von 25
Greyerzer Gemeinden stimm-
te jede einzelne mehrheitlich
für das Projekt. Am knappsten
war die Zustimmung in Jaun
(59,07 Prozent), am klarsten in
Echarlens (87,3 Prozent). In
Bulle lag der Ja-Anteil bei 79,12
Prozent. Die beiden bestehen-
den OS-Schulhäuser in Bulle
und La Tour-de-Trême sind
heute bereits zu klein; in Riaz
sollen 750 Kinder zur Schule
gehen. Die Eröffnung ist auf
Schulbeginn 2018 geplant. uh

Freiburger billigen Pauschalsteuer
Noch ein bisschen deutlicher als das Schweizer Stimmvolk hat sich der Kanton Freiburg
für die Beibehaltung der Pauschalsteuer ausgesprochen. Enttäuscht ist nur das linke Lager.
URS HAENNI

Die Stimmbürger des Kantons
Freiburg wollen die Pauschal-
besteuerung für Ausländer oh-
ne Erwerbseinkommen in der
Schweiz beibehalten. Mit 64,0
Prozent lag die Ablehnung
der Initiative zur Abschaffung
der Pauschalsteuer noch über
dem schweizerischen Schnitt
von 59,2 Prozent. Sämtliche
Bezirke verwarfen die Vorlage.
Mit 40,9 Prozent fand das An-
liegen im Sensebezirk am
meisten Unterstützung, gefolgt
vom Saane- und Seebezirk. In
keiner einzigen Freiburger Ge-
meinde fand sich eine Ja-
Mehrheit.

Finanzausgleich als Faktor
«Sehr zufrieden» über das

freiburgische wie auch über
das nationale Nein zeigte sich
der Freiburger CVP-Finanzdi-

rektor Georges Godel. Dies in
seinem persönlichen Namen,
wie er betonte, denn die
Freiburger Regierung hatte zur
Vorlage ja keine Abstim-
mungsempfehlung herausge-
geben. Godel sah zwei Gründe
für dasNein zur Initiative: Zum
einen haben seiner Ansicht
nach die Bürger verstanden,
dass jeder verlorene Steuer-
franken einen Rückgang der
Leistungen bedeute; zum an-
dern würde Freiburg im natio-
nalen Finanzausgleich verlie-
ren, wenn in derWaadt oder in
Genf Einnahmen aus der Pau-
schalsteuer verloren gingen.

«Zeichen der Solidarität»
FDP-Nationalrat Jacques

Bourgeois rief in Erinnerung,
dass gesamtschweizerisch ei-
ne Milliarde Franken auf dem
Spiel gestanden sei und dass
das Stimmvolk die negativen

wirtschaftlichen Folgen im
Falle einer Annahme der Ini-
tiative verstanden habe. Er sel-
ber habe nicht erwartet, dass
das Votum des Stimmvolks so
deutlich ausfalle.
EinenähnlichenTenor schlug

CVP-Nationalrätin Christine
Bulliard-Marbach an, die im
Freiburger Nein-Komitee zur
Initiative mitmachte. Sie ist
sich zwar bewusst, dass die
Pauschalsteuer für die ver-
schiedenen Gemeinden und
Kantone eine unterschiedliche
Gewichtung habe, das letztlich
recht klare Resultat ist für sie
aber auch eine Botschaft der
Solidarität. Es gebe Kantone,
die mehr auf die Pauschal-
steuer angewiesen seien, und
im Falle von Freiburg habe
wohl die Nähe zur Genfersee-
regionmitgespielt.
Auf der Verliererseite stand

gestern das linke Lager. Die

Murtner SP-Nationalrätin Ur-
sula Schneider Schüttel sagte,
sie hätte auf einen grösseren
Ja-Anteil gehofft. Man hätte
mitmehr Ja-Stimmeneindeut-
licheres Zeichen setzen kön-
nen, dass die Schweizer Bevöl-
kerung Steuerprivilegien nicht
länger toleriere. Sie habe von
vielen Leuten gehört, dass die-
se in der Pauschalsteuer eine
Ungerechtigkeit verspüren.

«Die Angst überwog»
So aber hätte wohl bei vielen

Stimmbürgern die Hoffnung
überwogen, selber einmal auf
der Gewinnerseite zu stehen,
oder aber die Angst, manmüs-
se höhere Steuern bezahlen,
meinte Schneider Schüttel. Für
die SP-Nationalrätin war mit-
entscheidend, dass die Gegner
die Initiative mit beträchtli-
chen Mitteln und mit Angst-
macherei bekämpft hätten.

In Freiburg leben 86 Pauschalbesteuerte. Nebst der Stadt Freiburg sind Dörfer wie Crésuz (Bild) am meisten betroffen. Bild Vincent Murith/a

Mit der
Nationalbank
zufrieden
FREIBURG Das Schweizer wie
auch das Freiburger Stimm-
volk sagt klar Nein zur Gold-
initiative und schenkt somit
der Nationalbank ihr Vertrau-
en. 77,3 Prozent der Stimmen-
den haben die Vorlage auf
nationaler Ebene abgelehnt,
gar 78,7 Prozent sind es im
Kanton Freiburg.
«Die Initianten konnten kein

gescheites Argument für ihre
Vorlage präsentieren», erklärt
sich FDP-Kantonalpräsident
Didier Castella den klaren
Volksentscheid. «So eine For-
derung gehört auch nicht
in die Verfassung.» SVP-Präsi-
dent Roland Mesot wollte gar
keinen Kommentar abgeben:
«Die Vorlage ist zu technisch.»
Auch die SP stellt der Natio-

nalbank ein gutes Zeugnis aus.
«Wir sind mit ihrer Arbeit zu-
frieden, und man muss der
Nationalbank die Freiheit las-
sen, flexibel reagieren zu kön-
nen», so Nationalrätin Ursula
Schneider Schüttel. uh

Keine Gnade für Ecopop-Initiative
Die Freiburgerinnen und Freiburger haben die Ecopop-Initiative wuchtig verworfen.
Für die Stimmbürger ist eine Einwanderungsquote von 0,2 Prozent zu rigid.
FREIBURG «Die Ecopop-Initia-
tive ging viel zu weit.» Die-
ser Ansicht ist FDP-National-
rat Jacques Bourgeois. «Bei
einer Annahme wäre das Ver-
hältnis zur EU wirklich in eine
schiefe Lage geraten. Die Bila-
teralen hätte man ganz verges-
sen können.»
Dieser Ansicht waren nicht

nur drei Viertel des Schweizer
Stimmvolks, sondern auch
74,5 Prozent der Freiburger
Abstimmenden. In allen sie-
ben Bezirken betrug die Ab-
lehnung der Ecopop-Initiative
über 70 Prozent: am stärksten
mit 78,8 Prozent im Saanebe-
zirk, am wenigsten klar mit
71,4 Prozent im Sensebezirk.
Unter den Parteien war bei

der SVP noch am ehesten
Sympathie für die Ecopop-Ini-
tiative zu finden. Dennoch
zeigte sich Kantonalpräsident
Roland Mesot gestern zufrie-
den, dass die Vorlage abge-
lehnt wurde. Er wies darauf
hin, dass die kantonale SVP

im Zentralvorstand «ziemlich
klar» die Nein-Parole heraus-
gegeben hatte. Anders als die
Freiburger SVP hatten eini-
ge SVP-Kantonalsektionen die
Vorlage unterstützt.

Einfluss des 9. Februar?
«Die Quotenforderung war

zu strikt», ist fürMesot klar.Da-
rin habe sich die Ecopop-Ini-
tiative von der Masseneinwan-
derungsinitiative vom 9. Feb-
ruar unterschieden, die sich
gemässMesot in diesem Punkt
wesentlich flexibler zeige. Er
sagt dennoch, er hätte sich
mehr Ja-Stimmen zu Ecopop
gewünscht, damit es für den
Bundesrat klar ist, dass er die
Masseneinwanderungs-Initia-
tive nach den Vorstellungen
seiner Partei umsetzenmuss.
Etwas anders sieht es CVP-

Nationalrätin Christine Bulli-
ard-Marbach. Sie erklärte sich
die massive Ablehnung zu
Ecopop gerade in der Abstim-
mung vom 9. Februar: «Da-

mals waren viele überrascht,
dass die Vorlage angenommen
wurde. Anschliessend wurde
aber allen Parteien klar, dass
es so nicht weitergehen kann.»
Entsprechend hätten sich die
Stimmbürger nun gut infor-
miert, welche negative Folgen
Ecopop gehabt hätte.

«Kein grünes Anliegen»
Obwohl die Ecopop-Initian-

ten mit Umweltanliegen argu-
mentierten, sind auch die Frei-
burger Grünen froh, dass die
Vorlage abgelehnt wurde. Ihr
Vize-Präsident Gerhard An-
drey sagte, die Initiative ha-
be eine «Scheinlösung» prä-
sentiert. «Das Umweltproblem
muss ganz anders angegangen
werden», so Andrey. «Die Eco-
pop-Initiative ist eine komi-
sche Art der Symptom-Be-
kämpfung.» Für ihn sei das
Nein derGrünen klar gewesen,
obwohl der Eindruck vermit-
telt worden sei, es handle sich
um ein grünes Anliegen. uh


